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Genossenschaftliche Organisation  
globaler öffentlicher Güter 

Theresia Theurl 

1. Problemstellung 

Die Organisation des Angebots und der Finanzierung öffentlicher Güter ist 
nicht nur eine ökonomische, sondern ebenso eine gesellschaftliche und poli-
tische Herausforderung. Als kollektive Aufgabe ist sie Bestandteil eines Ge-
sellschaftsvertrages und beeinflusst die Aufgabenteilung zwischen privaten 
und staatlichen Akteuren. Solche Zuordnungen sind bereits auf der nationa-
len Ebene meist nicht völlig eindeutig zu begründen, und sie erfordern in Ge-
sellschaften mit heterogenen Präferenzen ihrer Mitglieder Kompromisse, die 
mit der Veränderung von technischen, organisatorischen und politischen 
Rahmenbedingungen noch ausgeprägter werden. Dennoch zeigt sich, dass 
viele Staaten in der Vergangenheit mehr oder weniger tragfähige Lösungen 
der Abgrenzung, des Angebots, der Verteilung und der Finanzierung öffentli-
cher Güter gefunden haben, und zwar auf der Grundlage von Methoden der 
kollektiven Entscheidungsfindung, die sich für Staatswesen herausgebildet 
haben.  

Das Angebot globaler öffentlicher Güter, deren Bedeutung mit der Intensi-
vierung der internationalen Arbeitsteilung deutlich zugenommen hat, kann 
dagegen weder auf etablierte staatliche Strukturen noch auf eine gesell-
schaftliche Kohäsionskraft aufbauen. Noch deutlich schwieriger sind hier die 
Abgrenzung des „Öffentlichkeitsgrades“ sowie die Identifikation der Globali-
tät des Problems. Die Methoden der Entscheidungsfindung sind auf globaler 
Ebene weniger ausgeformt und im Ergebnis meist unverbindlich. Die Hetero-
genität der Präferenzen und das größere Gewicht von Verteilungswirkungen 
sowie Elementen der internationalen Politik erschweren oder verhindern Lö-
sungen, die auf der nationalen Ebene möglich sind. Zusammenfassend sind 
die Organisation und die Finanzierung globaler öffentlicher Güter ungleich 
herausfordernder als jene auf (national)staatlicher Ebene. Zu finden sind al-
so geeignete Governancestrukturen für globale öffentliche Güter, entweder 
mit allgemeingültigen Elementen oder differenziert für Einzelne der Güter. 

Bei globalen öffentlichen Gütern an genossenschaftliche Governance-
strukturen zu denken, ist einerseits naheliegend, andererseits mag es über-
raschen. Überraschend mag es sein, weil der Aktivitätsraum von Genossen-
schaften seit jeher nicht der globale ist, sondern ein lokaler und regionaler, 
bestenfalls ein nationaler. – Eine Genossenschaft ist hierbei ein „Verband 
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gleichberechtigter Mitglieder, die ihre gemeinsamen Angelegenheiten in 
Selbstverwaltung regeln“ (Vanberg 2009, 294). – Können also solche Orga-
nisationen geeignet sein, um Weltprobleme zu lösen? Genossenschaftliche 
Governanceelemente bestimmen sich weder durch den Inhalt der gemeinsa-
men Angelegenheiten noch durch die übliche gesetzliche Institutionalisie-
rung in Genossenschaftsgesetzen mit nationalstaatlichem Gültigkeitsbe-
reich. Konstituierend sind vielmehr (i) die Zusammenarbeit in einer bestimm-
ten Form zur Erzielung einer Kooperationsrente, (ii) die Gleichberechtigung 
der Kooperationspartner sowie (iii) das Selbstmanagement, die mit der kol-
lektiven Selbsthilfe korrespondiert. Es ist offensichtlich, dass es bei globalen 
öffentlichen Gütern und dem damit verbundenen Governanceproblem in be-
sonderer Form um gemeinsame Angelegenheiten und deren Lösung in einer 
kollektiven Form geht. 

Zusätzlich sind die Akteure Mitglieder der Privatgesellschaft, Personen 
oder Unternehmen, die im eigenen Interesse handeln und langfristig orien-
tierte Strategien umsetzen, was ihnen selbst zugutekommt. Ein Verzicht auf 
die Zuteilung und Verwendung eines Teils der kurzfristigen Vorteile der Zu-
sammenarbeit wird in ein Optionsgut für zukünftige Vorteile der Mitglieder 
transferiert. Genossenschaften werden dann gegründet, wenn ein Einzelner 
seine Ziele nicht erreichen, seine Projekte nicht umsetzen kann, und staatli-
che oder private Unterstützungen in Form von Transferleistungen nicht ak-
zeptiert oder nicht verfügbar sind. Konstituierend für die Genossenschaft ist 
also nicht die Fremd-, sondern die Selbsthilfe  

Daraus folgt, dass mit Hilfe von Genossenschaften nicht nur einzelwirt-
schaftliche Lösungen gefunden werden, die sonst nicht realisiert würden, 
sondern dass durch diese auch positive gesamtwirtschaftliche und gesell-
schaftliche Effekte hervorgerufen werden können. Dies sind entweder unin-
tendierte Wirkungen oder es sind gesellschaftliche Zielsetzungen, die die 
Genossenschaftsmitglieder – ihren Präferenzen entsprechend und daher im 
eigenen Interesse – zu ihren Kooperationszielen erklärt haben und die sie 
daher organisieren. Die gemeinsam organisierten Leistungen sind nicht ein-
geschränkt. Es kann sich dabei um private, aber auch um öffentliche Güter 
handeln. Die genossenschaftliche Zusammenarbeit Privater würde die Kon-
sequenzen des Fehlens einer „Weltregierung“ mit entsprechender Organisa-
tionskraft abmildern. Es handelt sich um die Umsetzung eines subsidiären 
Governancemodell, das sich dadurch auszeichnet, dass dezentral veranker-
te Betroffene zusammen gemeinsame Lösungen suchen, die meist eine be-
stimmte Größe, Vielfalt oder besondere Kompetenzen erfordern. 

Es kann also in einem ersten Schritt ein Bedarf nach und ein Angebot an 
einer organisatorischen Lösung festgestellt werden, die gewisse Struktur-
ähnlichkeiten aufweisen. Ob diese oberflächliche Ähnlichkeiten für das Pro-
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blem – Bereitstellung globaler öffentlicher Güter – eine tragfähige Lösung 
darstellen kann, soll die folgende Analyse ansatzweise zeigen. Im anschlie-
ßenden zweiten Kapitel wird auf globale öffentliche Güter eingegangen be-
vor im dritten Kapitel die genossenschaftliche Governance charakterisiert 
wird. Darauf aufbauend soll skizziert werden, ob es Möglichkeiten einer ge-
nossenschaftlichen Organisation globaler öffentlicher Güter gibt und wie ei-
ne solche konkret aussehen könnte. 

2. Globale öffentliche Güter: Inhalt und Organisation 

Die Bereitstellung globaler öffentlicher Güter zu organisieren, setzt die Klä-
rung voraus, was diese charakterisiert. Dies beinhaltet erstens die Abgren-
zung zu privaten Gütern und zweitens zu nicht-globalen Gütern. Zu suchen 
sind also dafür geeignete Kriterien. Auf dieser Grundlage können konkrete 
globale öffentliche Güter identifiziert werden, die sich dann durch besondere 
Merkmale und entsprechende ökonomische Konsequenzen auszeichnen. In-
halte und Ergebnisse dieser Schritte sind in der politischen Praxis weniger 
eindeutig als es die ökonomische Theorie vermuten lässt. Nach der Identifi-
kation einzelner globaler öffentlicher Güter muss entschieden werden, für 
welche dieser Güter ein Angebot organisiert wird und wie dies organisiert 
werden soll. Dabei ist zu berücksichtigen, dass es Interdependenzen zwi-
schen einzelnen globalen öffentlichen Gütern geben wird. 

2.1 Was sind globale öffentliche Güter? 

Die ökonomische Theorie wählt zur Beantwortung der Frage nach öffentli-
chen Gütern naturgemäß einen anderen Zugang als die Politikwissenschaft. 
Die Definition öffentlicher Güter oder Kollektivgüter setzt an den Externalitä-
ten im Konsum eines Gutes an: „A public good […] is simply one with the 
property of involving a ‚consumption externality‘, in the sense of entering into 
two or more persons’ preference functions simultaneously“ (Samuelson 
1969, 108).1 Samuelson (1954) folgend sind reine öffentliche Güter solche, 
die sich durch Nichtrivalität im Konsum sowie durch die Nichtausschließb-
arkeit von jenen Konsumenten auszeichnen, die für die Nutzung des Gutes 
nicht zahlen wollen. Eine Unterversorgung mit öffentlichen Gütern, und Free-
rider-Verhalten von Nutzern sowie ein kollektives Organisationsproblem für 
die Gesellschaft sind die Konsequenzen. Rein private Güter sind dagegen 

                                                 

1 Dieser Zugang ermöglicht es, den Öffentlichkeitsgrad eines Gutes aus der 
Reichweite von positiven und negativen Externalitäten abzuleiten. Vgl. dazu Bonus 
(1980). Für eine präzise Herleitung der relevanten Zusammenhänge zwischen Ex-
ternalitäten und öffentlichen Gütern und den ökonomischen Konsequenzen vgl. 
auch Cornes/Sandler (1989).  
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durch Rivalität im Konsum sowie die Ausschließbarkeit von nicht-zahlungs-
bereiten Konsumenten gekennzeichnet. Die Anwendung der beiden Abgren-
zungskriterien dient primär der Entscheidung, ob die entsprechenden Güter 
ohne staatliche Intervention angeboten werden, also der Beantwortung der 
Frage, ob Marktversagen vorliegt oder nicht. Das Konzept der öffentlichen 
Güter in der ökonomischen Theorie ist ein allokatives Konzept und bezieht 
keine Verteilungsfragen oder gesellschaftlichen Aspekte ein, die über das 
Effizienzziel hinausgehen.  

Neben den reinen öffentlichen Gütern treten Güter in Mischformen auf. So 
sind Allmendegüter oder Common-Pool Resources (Hardin 1968, Ostrom 
1999) Güter, die durch die (partielle) Rivalität im Konsum sowie die Nicht-
ausschließbarkeit charakterisiert sind.. Die inhärenten Anreize führen bei All-
mendegütern zur Gefahr einer längerfristig selbstschädigenden Übernutzung 
dieser Ressourcen oder Güter durch das Kollektiv. Bei Clubgütern kann ein 
Ausschluss erfolgen, während eine Konsumrivalität erst ab einer gewissen 
Nutzerzahl gegeben ist (exklusive Clubs: vgl. Olson 1965, Buchanan 1965).2 
Solange die kritische Nutzerzahl nicht erreicht ist, handelt es sich um private 
Güter. Sie werden manchmal auch als Mautgüter bezeichnet (Müller/Tietzel 
1998).  

Zu betonen ist, dass mit der Abgrenzung von Gütern über die beiden klas-
sischen Kriterien primär Konsequenzen für das Verhalten privater Akteure 
abgeleitet werden und erst daraus Organisationsempfehlungen gewonnen 
werden. Letztere sind ausschließlich allokativ begründet. In der politischen 
Praxis werden die ökonomischen Organisationsempfehlungen häufig nicht 
akzeptiert, weil sie als kollektive Entscheidung nicht zustande kommen oder 
weil ein möglicher Ausschluss hohe (politische) Kosten verursachen würde. 
Als kollektive Entscheidungen kommen sie deshalb nicht zustande, weil 
eben andere als allokative Überlegungen den politischen Prozess dominie-
ren, vor allem verteilungs- und gesellschaftspolitische sowie politökonomi-
sche. Dies führt dazu, dass auch private Güter oder Mischformen zu öffentli-
chen Gütern erklärt und in Konsequenz öffentlich angeboten und dann kur-
zerhand auch als öffentliche Güter etikettiert werden. Um mehr Transparenz 
zu erreichen sollten diese Güter als „öffentlich gewollte Güter“ oder „öffent-
lich gekürte Güter“ charakterisiert werden, was jedoch nicht geschieht.3  

Vor dem Hintergrund der politischen Realität ist es zu sehen, dass die 
skizzierte technische Abgrenzung anhand der beiden genannten Kriterien, 

                                                 

2 Inklusive Clubs sind solche, die reine öffentliche Güter anbieten, also Nichtrivali-
tät sowie Nichtausschluss vorliegen (vgl. Olson 1965, 34ff.).  
3 Der Vorteil einer solchen Etikettierung wäre die Transparenz der ökonomischen 
Konsequenzen sowie der inhärenten Anreize für private Akteure, die solchen polit-
ischen Entscheidungen folgen.  
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wie sie in der neoklassischen Ökonomik vorgenommen wird, vor allem von 
politwissenschaftlichen Autoren kritisiert wird. Die Kritik beruht weniger dar-
auf, dass politische Entscheidungen zusätzliche Kriterien einzubeziehen ha-
ben, sondern dass die Kriterien nicht neutral, sondern „manipuliert“ seien. 
Die jeweiligen Ausprägungen von Nichtrivalität und Nichtausschließbarkeit 
würden von politischen Vorentscheidungen und der Bereitschaft zur Nutzung 
technischer Möglichkeiten des Ausschlusses abhängen, sind also „gemacht“ 
und „nicht gegeben“: „A public good is one that the public decides to treat as 
a public good“ (Malkin/Wildavsky 1991, 372).  

Mit einem solchen Verständnis werden deutlich mehr Güter zu öffentli-
chen Gütern gekürt, als dies auf der Grundlage der effizienzbezogenen Kri-
terien der Fall sein würde. Dies gilt sowohl auf der nationalen, vor allem aber 
auf der globalen Ebene. Einbezogen werden dann vor allem Güter, für die 
sich ein politischer Konsens ergeben wird, der losgelöst von ökonomischen 
Kriterien und Restriktionen gefunden wird. Auf der nationalstaatlichen Ebene 
entspricht dies etwa jenen Gütern, die sich aus einer „Daseinsfürsorge“ er-
geben würden und von denen kein Gesellschaftsmitglied ausgeschlossen 
sein sollte. In den Vordergrund tritt dann die Suche nach einem politischen 
statt eines technischen Konzepts der öffentlichen Güter (Kaul 2012, Kaul 
2001). Das Merkmal der Öffentlichkeit wird in einem solchen Konzept festge-
macht an einem Dreieck der öffentlichen Aktivitäten. Sie setzen (i) bei der 
Formulierung der Präferenzen der Gesellschaftsmitglieder, (ii) bei der Orga-
nisation der relevanten politischen Entscheidungsfindung und (iii) bei der 
Produktion der nun weiter abgegrenzten öffentlichen Güter an (Desai 2003, 
74). So schlägt Kaul (2012) eine Abgrenzung öffentlicher Güter auf zwei 
Ebenen vor: Auf einer ersten Ebene soll zuerst geklärt werden, ob die betref-
fenden Güter anhand der beiden (oder anhand eines der beiden) traditionell-
ökonomischen Kriterien ein Öffentlichkeitspotenzial aufweisen. Darauf auf-
bauend werden sie dann zu öffentlichen Gütern erklärt, wenn sie tatsächlich 
nicht ausschließbar sind und potenziell alle Gesellschaftsmitglieder be-
treffen.  

Es ist nicht die Aufgabe dieses Beitrags diese wichtige Diskussion zu ver-
tiefen. Dennoch ist festzuhalten, dass erstens auch die ökonomische Theo-
rie nicht von gegebenen institutionellen Rahmenbedingung abstrahiert, 
wenngleich diese bei der hier relevanten Abgrenzungsfrage nicht im Vorder-
grund stehen. Zweitens werden mit einem „politischen Konzept der Abgren-
zung öffentlicher Güter“ mehr Güter als öffentliche gekennzeichnet und 
damit der Marktlösung entzogen als sich im Referenzmodell des ökonomi-
schen Ansatzes ergeben würden.  

Bisher wurde nicht nach der Reichweite der externen Effekte abgegrenzt, 
die den öffentlichen Gütern zugrunde liegen. Das ökonomische Konzept 
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kennt keine Begrenzung durch Staatsgrenzen, naturgemäß ist dies aber bei 
einer politischen Abgrenzung unterschiedlicher Güterkategorien der Fall. Nur 
im Ausnahmefall wird die Reichweite der Externalitäten mit den Staatsgren-
zen zusammenfallen, was unabhängig von der zugrunde gelegten Abgren-
zung zu einer weiteren Koordinationsaufgabe führt, immer dann wenn sich 
die ökonomischen und die politischen Grenzen nicht decken. Wird realisti-
scherweise davon ausgegangen, dass der dominante politische Akteur nach 
wie vor der Nationalstaat ist, dann stellen sich besondere Herausforderun-
gen bei transnationalen Gütern. Dies sind Güter, deren Externalitäten-Reich-
weite größer als die Grenzen des Nationalstaates ist. Es geht also um Güter, 
die eine internationale und im Extremfall eine globale Reichweite haben. Die 
Intensivierung der internationalen Arbeitsteilung sowie weitere Entwicklun-
gen (steigende Bevölkerungsdichte, Senkung der Transportkosten) haben 
dazu geführt, dass es gerade die internationalen (transnationalen) oder glo-
balen Güter sind, die zusätzlich an Bedeutung gewinnen. Dabei kann die 
Bezeichnung „globale öffentliche Güter“ als Verallgemeinerung dafür dienen, 
dass mehrere oder viele Staaten und im Extremfall alle Staaten eine ge-
meinsame Organisationsaufgabe haben. 

Dabei sollte nun erstens berücksichtigt werden, dass die einzelnen Staa-
ten als Agenten für ihre Gesellschaften entscheiden, während sich das Or-
ganisationsproblem für die Weltgesellschaft stellt. Zweitens fehlt auf dieser 
Ebene eine entsprechende staatliche Einheit, also der Weltstaat, der hand-
lungsfähig wäre, was das Organisationsproblem deutlich erschwert: „In the 
international sphere where there is no world government, the question re-
mains how public goods are produced“ (Kindleberger 1986, 8). Drittens ist 
das traditionelle ökonomische Konzept ein allgemeines, ist also auch für die-
se Konstellationen tragfähig und ermöglicht über das Externalitätenkonzept 
die Abgrenzung der optimalen Organisationsebene. Viertens ist die „politi-
sche Abgrenzung“ nun zu erweitern um die räumliche Dimension und hat 
dabei die staatlichen Ausprägungen auf den einzelnen Ebenen zu berück-
sichtigen.  

Kaul (2012, 9) grenzt transnationale (internationale) öffentliche Güter so 
ab, dass Kosten oder Nutzen nicht mit den nationalen Grenzen übereinstim-
men. Dabei sind regionale öffentliche Güter (in einem weiteren Sinn) solche, 
deren öffentliche Wirkungen4 nur einzelne Länder treffen.5 Haben die öffent-
lichen Effekte eine globale Reichweite (oder wirken sie über die aktuellen 

                                                 

4 Vgl. die Definition über die drei Aspekte der Öffentlichkeit oben. 
5 Clubgüter sind in diesem Konzept solche öffentlichen Güter, die für einzelne Län-
der mit spezifischen abgrenzbaren Merkmalen relevant sind, z.B. Entwicklungslän-
der oder Hocheinkommensländer.  
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Generationen hinaus), dann werden Güter als globale öffentliche Güter ein-
geordnet. 

Es ist diese sehr breite Abgrenzung des Merkmals der „Öffentlichkeit“, die 
die Diskussion in manchen internationalen Organisationen prägt. Zu globa-
len öffentlichen Gütern werden nun auf der „Weltebene“ jene erklärt, deren 
Bereitstellung für die Allgemeinheit auf der Grundlage von gesellschaftspoli-
tischen Kriterien wünschenswert sind.6 Diese Kriterien gehen selbstver-
ständlich weit über die ökonomischen Kriterien hinaus. Dazu zählen etwa die 
Entwicklungsziele der UN-Millenniums-Deklaration: Beseitigung von extre-
mer Armut und Hunger, Grundschulbildung für alle Kinder, Gleichstellung 
von Frauen und Erhöhung ihres Einflusses, Senkung der Kindersterblichkeit, 
Verbesserung der Gesundheit von Müttern, Bekämpfung von Krankheiten 
wie Aids und Malaria, Gewährleistung einer nachhaltig verfügbaren Umwelt, 
Aufbau einer globalen Entwicklungspartnerschaft (UN Secretary-General 
2001) oder andere deklarierte Ziele internationaler Organisationen. Aus die-
ser weiten Abgrenzung folgt dann nicht überraschend auch ein umfangrei-
cher Katalog von Beispielen für globale öffentlicher Güter (z.B. Sagasti/Be-
zanson 2001, 14), der globale Güter in Bezug auf internationale und globale 
Gemeinschaftsgüter, in Bezug auf internationale oder globale politische Er-
gebnisse und in Bezug auf internationales und globales Wissen differenziert 
und seinen Katalog auch explizit als eine „shoppingl list“ bezeichnet.  

Zusammenfassend sind also normative Entscheidungen erforderlich, wel-
che Güter auf globaler Ebene kollektiv organisiert werden sollen, wenn über 
die „neutralen ökonomischen Güter“ der ökonomischen Theorie hinausge-
gangen werden soll. Eine breitere Abgrenzung erhöht das Organisations- 
und das damit verbundene Finanzierungsproblem und erfordert Differenzie-
rungen der so definierten öffentlichen Güter und Prioritätssetzungen. Für die 
weiteren Überlegungen im Rahmen dieses Beitrages wird davon ausgegan-
gen, dass es einen Kern globaler öffentlicher Güter gibt, der sowohl auf der 
Grundlage einer engen ökonomischen als einer weiteren politischen Abgren-
zung unzweifelhaft ist, z.B. die globale Finanzmarktstabilität oder der Erhalt 
der Umwelt durch die schonende Nutzung von nicht erneuerbaren Ressour-
cen.  

2.2 Herausforderungen für die Organisation globaler öffentlicher Güter  

Unabhängig von den Gründen, die einer Vermeidung von Marktlösungen für 
die Bereitstellung von Gütern, die als „öffentlich“ erklärt wurden, zugrunde 

                                                 

6 Es könnte sich um Güter handeln, auf die sich eine Gesellschaft unter dem 
Schleier der Ungewissheit verständigen könnte, wobei dies für eine Weltgesell-
schaft einer gründlichen Analyse bedürfte. 
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liegen, ist deren Bereitstellung und deren Finanzierung sicherzustellen. Dies 
ist auf der globalen Ebene eine größere Herausforderung als auf der natio-
nalen. Diese liegt darin, eine kollektive Lösung zu finden, die erstens die 
grundlegende Entscheidung für eine Organisationsform beinhaltet und zwei-
tens dann die Zusammenführung der (organisatorischen, produzierenden 
und finanziellen) Beiträge einzelner Akteure. Zuerst soll auf die zweite Auf-
gabe eingegangen werden. Diese setzt an der typischen Anreizkonstellation 
an, dass eine zu geringe Menge des öffentlichen Gutes bereitgestellt wird.7 
Je nach Art des öffentlichen Gutes sind unterschiedliche Aggregationsme-
chanismen adäquat. Diese Differenzierung geht auf Hirshleifer (1983) zurück 
und hat große Relevanz für die Bereitstellung globaler öffentlicher Güter. In 
manchen Konstellationen (z.B. Klimaschutz, Erhaltung des Regenwaldes) 
hängt das Gesamtangebot von der Summe der einzelnen Beiträge ab (Sum-
mation). Dieses Aggregationsmodell leidet unter der Gefahr eines Free-ri-
der-Verhaltens von Akteuren. Im Modell der „gewichteten Summation“ ha-
ben die Beiträge einzelner Akteure ein unterschiedliches Gewicht, weil sich 
ihre Bedeutung für das Gesamtergebnis unterscheidet (z.B. Verringerung 
des sauren Regens). Entscheidend kann der Gesamterfolg vom höchsten 
Beitrag abhängen (Best Shot-Lösung), z.B. die Verbreitung von Forschungs-
ergebnissen eines innovativen Akteurs zur Ausrottung von Krankheiten. Bei 
der Better Shot-Lösung dominiert der größte Beitrag, der zweitgrößte Beitrag 
hat die zweitstärkste Wirkung etc. (z.B. Entwicklung effektiver Impfstoffe). In 
anderen Konstellationen kann der Beitrag des schwächsten Akteurs (der 
kleinste Beitrag) das Gesamtergebnis bestimmen (Weakest Link-Lösung), 
z.B. beim Deichbau oder bei der Bekämpfung von Seuchen.8 Die Weaker 
Link-Lösung umfasst Konstellationen, bei denen der kleinste Beitrag den 
größten Einfluss hat und der nächstfolgende den zweithöchsten etc. (z.B. 
Verhinderung der Ausbreitung von Schädlingen in der Landwirtschaft). Zu-
sätzlich oder diese Wege zur Herstellung öffentlicher Güter überlagernd kön-
nen globale öffentliche Güter auf eine Weise organisiert werden, dass Staa-
ten vereinbaren, Aktivitäten nicht zu unternehmen (z.B. Produktion von gen-
manipulierten Lebensmitteln) oder dass sie sich auf bestimmte Standards ei-
nigen (z.B. einheitliche Messung von Schadstoffen und auf dieser Grundlage 
die Festlegung von Mindeststandards).9  

Die Wahl des Aggregationsmodells ist erstens nicht unabhängig von der 
Art des globalen öffentlichen Guts, das hergestellt oder gesichert werden 

                                                 

7 Dies bezieht sich im ökonomischen Modell auf die Referenzsituation der Markt-
lösung und im politischen Modell auf die als optimal abgeleiteten Mengen, die aus 
der Definition der „Öffentlichkeit“ folgt.  
8 Vgl. für eine präzise Herleitung dieser Aggregationsfunktionen Cornes/Sandler 
(1996, 184ff.)  
9 Vgl. dazu für eine sehr systematische Differenzierung auch Barrett (2007, 20).  
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soll und zweitens ergeben sich daraus unterschiedliche internationale Vertei-
lungswirkungen (Sandler/Arce 2007). Somit stellt sich wieder die Frage der 
Organisationswahl, die vorher zu lösen ist und die auch jene der Finanzie-
rung der globalen öffentlichen Güter miteinbezieht. Zusätzlich stellt sich hier 
ein direkter Zusammenhang mit der Entwicklungshilfe bzw. mit der Organi-
sation von Entwicklungspartnerschaften dar. Wenn z. B. die kleinsten Beiträ-
ge entscheidend für das Gesamtergebnis sind, können von einer globalen 
Umverteilung alle Beteiligten Vorteile haben. Ob eine solche über die Ent-
wicklungszusammenarbeit oder auf anderen Wegen erfolgt, ist zusätzlich 
von Bedeutung, weil Zusammenhänge zwischen globalen öffentlichen Gü-
tern und den Ergebnissen der Entwicklungshilfe empirisch nachgewiesen 
sind (Sandler 2007). 

Die Finanzierung der Bereitstellung globaler öffentlicher Güter korrespon-
diert mit den Herausforderungen eine geeignete globale Governance zu fin-
den. Diese ist letztlich weitgehend ungelöst und stellt vielfach ein „Flickwerk“ 
punktueller Lösungen dar. So setzt sich der globale Finanzierungspool aus 
Spenden privater Akteure und Aktivitäten von Stiftungen, Mitteln der Ent-
wicklungshilfe, anderen staatlichen Beiträgen und Projektfinanzierungen von 
NPOs10 und anderen internationalen Organisationen zusammen. 

Das generelle Organisationsproblem auf der globalen Ebene kann unter-
schiedliche Lösungen aufweisen, für die ein kollektiver Konsens Vorausset-
zung ist. Bereits auf der nationalstaatlichen Ebene kann grundsätzlich zwi-
schen einem Staatseingriff und dem Selbstmanagement gewählt werden, 
wobei in einem zweiten Schritt dann zu klären ist, wie das Management er-
folgen soll. Dies macht es notwendig konkrete Verfügungsrechte zu definie-
ren. Das Angebot öffentlicher Güter kann verstaatlicht werden, oder die Ge-
meinschaft findet selbst Regeln, die es ermöglichen das gewünschte Aus-
maß des öffentlichen Guts anzubieten. Bezüglich globaler öffentlicher Güter 
stellt sich nun die Herausforderung in zweifacher Weise. Erstens fehlt auf 
der globalen Ebene der staatliche Akteur, was auch die Definition entspre-
chender Verfügungsrechte sowie das Angebot von Gütern deutlich er-
schwert und oft unverbindlich macht. Zweitens hat die intensive Erforschung 
der Allmende-Güter gezeigt, dass Selbstmanagement vor allen in kleinen 
Gruppen funktioniert (z.B. Ostrom 1999). Die Organisation globaler öffentli-
cher Güter ist damit konfrontiert, dass deutlich mehr Gesellschaftsmitglieder 
betroffen sind, die wirtschaftliche und kulturelle Heterogenität zunimmt, die 
Komplexität steigt, ein schnellerer Wandel zu bewältigen ist und die Ent-
scheidungsfindung ungleich schwieriger wird. 

                                                 

10 NPOs sind Non-Profit-Organisationen. 
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Auch für die Organisation globaler öffentlicher Güter muss eine Entschei-
dung darüber gefällt werden, ob sie Ergebnis einer dezentralen oder einer 
zentralen Organisation sein soll. Die dezentrale Organisation versucht ent-
weder Marktlösungen zu initiieren oder sie überlässt es den betroffenen Ge-
sellschaftsmitgliedern initiativ zu werden und globale Lösungen zu finden. Es 
ist wichtig zu sehen, dass der Staat hier in den Hintergrund tritt, wobei es 
unerlässlich sein kann, über internationale Verträge und Resolutionen globa-
le Standards zu setzen, die dann eine Rahmenbedingung für dezentrales 
Handeln sind. Die zentrale Organisation beinhaltet ein staatlich organisiertes 
Bündel globaler öffentlicher Güter, das über Vereinbarungen die Kosten und 
Organisationsbeiträge der einzelnen Staaten aufteilt. Alternativ werden glo-
bale Standards vereinbart, die den einzelnen Staaten Freiräume in der orga-
nisatorischen Umsetzung lassen. Je nachdem welche Lösung gewählt wird 
ergeben sich unterschiedliche Bereitstellungsniveaus sowie Kosten-/Nutzen-
Bündel. 

3. Was sind und was können Genossenschaften 

Vor diesem Hintergrund kann nun nach dem Beitrag gefragt werden, den 
Genossenschaften zur Organisation globaler öffentlicher Güter leisten kön-
nen. Weltweit sind 800 Millionen Menschen Mitglied in einer Genossen-
schaft, verteilt über 100 Länder. Sie haben sich jeweils für Aufgaben zusam-
mengeschlossen, die sie alleine nicht oder weniger gut erreichen können als 
in Zusammenarbeit. Die Menschen in Deutschland schätzen an Genossen-
schaften vor allem, dass ihre Strategien langfristig orientiert sind, dass sie 
ihren Mitgliedern nutzen sollen und nicht anonymen Investoren und dass sie 
Organisationen der Selbsthilfe und des Selbstmanagements sind, auch, 
dass sie nah und regional verankert sind (Theurl/Wendler 2011). Nun gilt es 
also, die konstitutiven Merkmale der genossenschaftlichen Governance vor-
zustellen (Theurl 2001, Theurl 2010). 

3.1 Kollektive Selbsthilfe und Selbstmanagement  

Genossenschaftliche Kooperationen werden zwischen natürlichen Personen 
oder Unternehmen vereinbart. Sie sind daher Organisationen des privaten 
Sektors einer Volkswirtschaft, also weder staatlich noch gemeinnützig. Sie 
arbeiten auf der Grundlage einer freiwilligen Kooperationsvereinbarung zu-
sammen, um eine Kooperationsrente zu erzielen. Dies ist ein Ergebnis, das 
durch isoliertes Handeln nicht erreichbar wäre. Dabei muss es sich nicht um 
ein wirtschaftliches Ergebnis handeln, sondern dieses kann auch sozialer 
oder kultureller Natur sein. Es geht um eine kollektive Selbsthilfe oder die 
kollektive Organisation der Tätigkeit von Einzelnen. In historischen Phasen, 
in denen der Eigeninitiative, der Verantwortungsbereitschaft, aber auch der 
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Kontrolle über wichtige Lebensbereiche von Menschen besondere Bedeu-
tung zugewiesen wurde, kann eine stärkere Auseinandersetzung mit der ge-
nossenschaftlichen Kooperationsform festgestellt werden, so auch in diesen 
Tagen.  

3.2 Übereinstimmender Organisationsbedarf 

Die Kooperationspartner zeichnen sich durch einen übereinstimmenden Be-
darf aus, der aus der Existenz vergleichbarer wirtschaftlicher oder persönli-
cher Merkmale stammen kann. Dieser Bedarf bringt die Notwendigkeit einer 
Art „Vorleistung“ für eigene Aktivitäten oder Ziele zum Ausdruck. Der Zweck 
einer genossenschaftlichen Kooperation ist die gemeinsam organisierte Un-
terstützung der Ziele der einzelnen Kooperationspartner in diesen Belangen. 
Der Kooperationsbedarf bezieht sich auf jene Bereiche, in denen keine ent-
sprechenden Kompetenzen oder Ressourcen bei den Einzelnen vorhanden 
sind, die aber für die individuellen Aktivitäten oder gar für die Überlebensfä-
higkeit notwendig sind und die alleine nicht sinnvoll aufgebaut werden kön-
nen. Häufig liegen strukturelle Größen-, Kompetenz-, Organisations- oder In-
formationsnachteile für die Einzelnen vor, die durch die Zusammenarbeit 
überwunden werden können.  

3.3 MemberValue-Orientierung als strategische Zielsetzung 

Die kollektive Selbsthilfe und das Selbstmanagement finden ihre Institutiona-
lisierung in der Gründung eines gemeinsamen Unternehmens. Dies kann als 
ein Joint Venture verstanden werden. Es befindet sich im kollektiven Eigen-
tum der Kooperationspartner, die auch als Mitglieder der Genossenschaft 
bezeichnet werden. Dieser Hintergrund zeigt bereits, dass es die Leistungs-
beziehungen sind, die zur Gründung führen und nicht eine isolierte Rendite-
orientierung. Die genossenschaftliche Eigentümerbeziehung ist eine speziel-
le. Das kollektive Eigentum ist auch ein mittelbares Eigentum, ein Nutzungs-
eigentum, dessen Merkmale vom Individualeigentum abweichen. Das Eigen-
tum berechtigt zum Bezug der gemeinsam organisierten Leistungen, nicht 
aber zum Bezug der Wertsteigerung des Unternehmens. So soll das Unter-
nehmen auch dann bestehen bleiben, wenn einzelne Kooperationspartner 
die Kooperation verlassen. Der Wert der Kooperation für die Mitglieder muss 
sich in deren Zielfunktionen niederschlagen. Daher kann der genossen-
schaftliche Eigentümerwert auch als MemberValue bezeichnet werden 
(Theurl 2005). Erstens und im Kern entstehen Werte für die Mitglieder aus 
den realen Beziehungen mit der Genossenschaft, also der Organisation der 
„gemeinsamen Vorleistung“ (unmittelbarer MemberValue). Zweitens entste-
hen Werte für die Mitglieder aus ihrer Eigentümer- und Unternehmerfunk-
tion, z.B. Dividenden, Mitwirkungs- und Organisationsrechte (mittelbarer 



Theresia Theurl 226 

MemberValue). Drittens entstehen Werte aus Investitionen, die zukünftige 
Kooperationsrenten sicherstellen sollen, z.B. Rücklagen für Modernisie-
rungsinvestitionen, Aufbau von Sozialkapital, Qualitätsverbesserungen von 
Humankapital, Partnerschaftsprogramme (nachhaltige MemberValue). Die 
Entwicklung einer klaren MemberValue-Strategie gehört zu den wesentli-
chen Erfolgsfaktoren genossenschaftlicher Kooperationen. Sie muss auf den 
Kooperationszielen der Partner aufbauen. Die MemberValue-Orientierung 
kann als die markante Besonderheit genossenschaftlicher Kooperationen 
eingeschätzt werden.  

3.4 Anreizkonsistenz durch Selbstmanagement  

Die Kooperationspartner in ihrer Gesamtheit haben für die Organisation der 
Leistungen Sorge zu tragen, zu entscheiden und dafür die Verantwortung zu 
übernehmen. Dies ist das Selbstmanagement. Die Mitglieder sind also Ei-
gentümer, Kapitalgeber und Kunden in Personalunion und teilen sich die Ko-
operationsrente über ihre Anteile am MemberValue. Das Unternehmensma-
nagement wird von den Mitgliedern beauftragt, die Mitglieder bzw. deren 
Leistungen zu kontrollieren, und die Mitglieder kontrollieren das Manage-
ment bzw. seine Leistung. Im eigenen Interesse erwarten die Mitglieder eine 
sorgfältige Überwachung und Einschränkungen ihrer Handlungsoptionen. Es 
ist jedoch zu beachten, dass kollektives Eigentum und kollektive Entschei-
dungsfindung auch im Falle der genossenschaftlichen Kooperation zu den 
grundsätzlichen Problemen der „Verdünnung“ von Eigentumsrechten führen. 
Dies zeigt sich bei Genossenschaften mit zunehmender Größe und Hetero-
genität der Mitglieder, da in der Entscheidungsfindung jedes Mitglied eine 
Stimme besitzt. Dies ist einerseits anreizorientierte Stärke, erfordert aber an-
dererseits eine effiziente Vorbereitung und Moderation des Entscheidungs-
findungsprozesses. 

3.5 Gute Spielregeln, Vertrauen und gesellschaftliche Wirkungen 

Abhängigkeiten und Ausbeutungspotenziale sind ein Merkmal von Koopera-
tionen, auch von genossenschaftlichen. Eine wichtige Aufgabe besteht da-
her darin, Mechanismen mit Anreizen zu entwickeln, sich im Sinne der Koo-
perationsziele zu verhalten, also gute und glaubwürdige Spielregeln. Erwar-
tungsstabilisierende Institutionen senken die Transaktionskosten im Innen-
verhältnis und sind für die Funktionsfähigkeit und für die Stabilität von Ge-
nossenschaften erforderlich. Mit der Zunahme der Umweltdynamik werden 
die Spielregeln zunehmend wichtiger. Es zeigt sich aber auch, dass sie nicht 
hinreichend sind. Es benötigt zusätzlich „weiche Faktoren“, wie Vertrauen, 
Sozialkapital und eine Toleranzkultur. Die skizzierte Anreizkonsistenz sowie 
die spezielle genossenschaftliche Governance fördern den Aufbau von Sys-
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temvertrauen, das nur in einer dauerhaften Beziehung entstehen kann (Luh-
mann 1989, Ripperger 1998). Es besteht nicht die Notwendigkeit jede ein-
zelne Transaktion isoliert zu betrachten, denn ein Aufeinandertreffen der ein-
zelnen Kooperationspartner erfolgt in unterschiedlichen Facetten der Zu-
sammenarbeit und immer wieder. Langfristig gesehen müssen Rechte und 
Pflichten von den Partnern als gerecht eingeschätzt werden, es darf keine 
strukturellen Verlierer geben. Dies führt dazu, dass kostspielige Schutzmaß-
nahmen durch die Schaffung zusätzlicher Abhängigkeiten und die Vereinba-
rung detaillierter Verträge unterbleiben. Zusätzlich können sich interne und 
externe Erwartungen über das Verhalten von genossenschaftlichen Akteu-
ren ohne Bezug auf konkrete Akteure herausbilden. In einem Umfeld, in dem 
viele Unternehmen ihre klare Identität verloren haben (Bonus 1994) und 
nicht bekannt ist, wofür sie stehen, kann dies zu einem wichtigen Abgren-
zungsmerkmal werden. Auf diese Weise werden Genossenschaften zu wert-
vollen Gesellschaftsmitgliedern. Sind sie in der Erfüllung ihrer Kooperations-
ziele erfolgreich, dann leisten sie einen wertvollen Beitrag zur Stabilisierung 
von Wirtschaftsräumen und zur Aufwertung von Lebensräumen. Auf diese 
Weise entstehen Wertschöpfung, Arbeits- und Ausbildungsplätze, Aufträge, 
Steueraufkommen und Infrastrukturen, Möglichkeiten für Sponsoring und 
Spenden. So sind Genossenschaften zwar keine Instrumente der Umwelt-, 
Regional- oder Entwicklungspolitik. Sie können jedoch allein durch ihre Akti-
vitäten erstens diesbezüglich positive Wirkungen erzielen, zweitens können 
sie ihre Kooperationszwecke im eigenen Interesse darauf abstellen und drit-
tens können sie einen Teil ihrer Kooperationsrente in entsprechende Projek-
te einbringen.  

3.6 Größe und Dezentralität 

Eine weiteres Merkmal der genossenschaftlichen Governance besteht in der 
Kombination zweier ökonomischer Merkmale: (i) die überlegenen Anreize 
der Dezentralität nutzen zu können und gleichzeitig (ii) in einem arbeitsteili-
gen Netzwerk eine effiziente Erreichung der Kooperationsziele organisieren 
zu können. Letzteres wird über einen gesicherten Zugang zu den Ressour-
cen und Kompetenzen ermöglicht, die gemeinsam organisiert werden. Die 
Kooperationspartner haben Anreize, ihre Dezentralität zu stärken, während 
die Aufgabe der Kooperation insgesamt darin besteht, notwendige Größe zu 
organisieren und das Selbstmanagement zu bewältigen. Dabei muss klar 
sein, dass im Hinblick auf die Kooperationsziele die Dezentralität nicht belie-
big sein kann. Doch zählen die Dezentralität, die Subsidiarität, die „umge-
kehrte Hierarchie“ und die regionale Verankerung zu den besonderen Merk-
malen der genossenschaftlichen Governance, was sie vor den aktuellen 
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Rahmenbedingungen sehr erfolgreich macht und zwar im Hinblick auf unter-
schiedlichste Kooperationsziele. 

4. Genossenschaften und die Organisation  
globaler öffentlicher Güter 

Sind Genossenschaften geeignet, als Organisationsmodelle für globale öf-
fentliche Güter zu dienen, wenn einerseits hinter den oberflächlichen Wider-
spruch ihrer dezentralen Verankerung und der Globalität des Organisations-
problems geblickt wird und wenn andererseits nicht überstrapaziert werden 
soll, dass in beiden Konstellationen kollektive Lösungen zu organisieren und 
zu managen sind. Die folgenden Überlegungen sollen ein Gedankenanstoß 
und eine Diskussionsgrundlage sein. Sie liegen nicht als vollständige Kon-
zeption vor, und sie sind nicht abgewogen im Vergleich mit bereits praktizier-
ten Lösungen. Ebenso werden die rechtlichen Rahmenbedingungen in Form 
von Genossenschaftsgesetzen etc. völlig ausgeblendet. Die Vorschläge kön-
nen jedoch auch deswegen Bedeutung beanspruchen und gewinnen, weil 
bislang auch nicht annähernd eine optimale Lösung für globale öffentliche 
Güter existiert und weil die internationalen Organisationsprobleme zuneh-
men.  

4.1 Gründung globaler Genossenschaften für globale öffentliche Güter 

Wird davon ausgegangen, dass globale Herausforderungen auch auf der 
globalen Ebene zu organisieren sind, so ist dies nur auf den ersten Blick ein 
Widerspruch zu genossenschaftlichen Lösungen, zumal solche auch bereits 
praktiziert werden, wenngleich sie nicht als solche interpretiert werden. Zu-
erst stellt sich die Frage, wer die Kooperationspartner sein könnten. Erstens 
könnten dies sensibilisierte Menschen der Weltbevölkerung sein (globale 
Bürgergenossenschaften), zweitens weltweit tätige NPOs, auch in Kombina-
tion mit Einzelpersonen, z.B. privaten Großspendern und Stiftern oder Unter-
nehmen und drittens könnten dies alle oder einzelne Staaten als Agenten ih-
rer jeweiligen Bevölkerung sein (Staatengenossenschaft). Auch Unterneh-
mensgenossenschaften können zusammenarbeiten, z.B. um gemeinsame 
Standards zu entwickeln. Der MemberValue würde in der nachhaltigen Or-
ganisation des Angebots einzelner globaler öffentlicher Güter bestehen. Sei-
ne Schaffung setzt die Definition und Organisation einer konsequenten 
MemberValue-Strategie voraus, die auch die Definition der Inhalte, der Stan-
dards und der Finanzierung enthalten muss. Die Legitimation eines solchen 
Vorgehens ist unmittelbar gegeben und es handelt sich um einen Ansatz der 
kollektiven Selbsthilfe und des Selbstmanagements. Staatengenossenschaf-
ten existieren bereits, wenn berücksichtigt wird, in welcher Form eine Zu-
sammenarbeit auf völkerrechtlicher Basis erfolgt. Mit jeweils einer Stimme, 
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wie es dem genossenschaftlichen Modell entspricht, werden punktuell (ver-
bindliche oder unverbindliche) Entscheidungen über internationale Stan-
dards bei globalen öffentlichen Gütern oder direkt über deren Zusammenar-
beit getroffen. Auch in der Kooperation von NPOs existieren Blaupausen, die 
Elemente der genossenschaftlichen Governance enthalten. Die Herausfor-
derungen der Organisation globaler Genossenschaften, vor allem bei der 
Gründung von Bürgergenossenschaften oder von Unternehmensgenossen-
schaften sollen hingegen nicht unterschätzt werden.11  

4.2 Gründung lokaler Genossenschaften für globale öffentliche Güter 

Die Notwendigkeit der Organisation globaler öffentlicher Güter kann nicht 
nur auf lokalen Ursachen beruhen, sondern ihr Fehlen oder ihre Existenz 
(als globale öffentliche „bads“) wirken sich lokal aus. Dementsprechend kön-
nen lokale Genossenschaften einen Beitrag zur Bereitstellung globaler öf-
fentlicher Güter beitragen. Dies setzt die Existenz entsprechender Präferen-
zen voraus und wird vor allem in Konstellationen effektiv sein, in denen es 
um die Summation der einzelnen dezentralen Beiträge geht. Geeignete An-
wendungsbereiche sind vor allem globale öffentliche Güter im Umwelt- und 
Klimabereich. Denkbar sind auch hier unterschiedliche Mitgliederstrukturen, 
von der Bürgergenossenschaft über Unternehmensgenossenschaften und 
entsprechenden Kombinationen, auch mit Kommunen und anderen öffentli-
chen Trägern sowie mit NPOs. Bereits existierende Genossenschaften in 
diesem Bereich sind diverse Energiegenossenschaften, die erneuerbare 
Energien den Vorzug geben sowie die Kooperation von Wohnungsgenos-
senschaften, die sich explizit an „Klimazielen“ orientieren und mit öffentli-
chen Einrichtungen „Klimapartnerschaften“ eingehen. Die lokale genossen-
schaftliche Organisation kann von global vereinbarten Standards begleitet 
sein.  

4.3 Nutzung lokaler Genossenschaften für globale öffentliche Güter 

Der lokale Ansatzpunkt steht ebenso im Vordergrund, wenn berücksichtigt 
wird, dass Genossenschaften mit ihrer MemberValue-Orientierung und ihren 
langfristig angelegten Strategien, die konsistente Elemente der genossen-
schaftlichen Governance sind, zu manchen globalen öffentlichen Gütern bei-
tragen, ohne dies als ihren Geschäftszweck zu intendieren. So waren es die 
Genossenschaftsbanken, die in der globalen Finanzmarktkrise in den einzel-

                                                 

11 Man stelle sich z.B. die genossenschaftliche Zusammenarbeit von Banken oder 
von Strom erzeugenden Unternehmen vor, die in Form einer Selbstregulierung glo-
bale Standards entwickeln, die Finanzmarktstabilität oder die überwiegende Nut-
zung regenerativer Energien zum Inhalt haben.  
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nen Volkswirtschaften stabilisierend wirkten, also zum globalen öffentlichen 
Gut der Finanzmarktstabilität beitrugen. Es ist zu berücksichtigen, dass es 
gerade dezentrale Beiträge zur Organisation globaler öffentlicher Güter sind, 
die auf die lokalen Besonderheiten Rücksicht nehmen, den lokalen Präfe-
renzen entsprechen und auch in einem Wettbewerb um dezentrale Lösun-
gen überlegen sind. Voraussetzung für ein Wirksamwerden der skizzierten 
Effekte ist freilich, dass die staatliche Regulierung den stabilisierenden Bei-
trag von Genossenschaften und ihren Beitrag zur Bereitstellung globaler öf-
fentlicher Güter auch anerkennt und entsprechend berücksichtigt. Der Unter-
schied zu den Genossenschaften im zweiten Kapitel besteht darin, dass die 
Beiträge zum Angebot globaler öffentlicher Güter quasi ein Kollateraleffekt 
sind. Auf das Wesentliche reduziert und keinen Anspruch auf Vollständigkeit 
erhebend kann argumentiert werden, dass die genossenschaftliche Ökono-
mie allein durch die Besonderheiten ihres Wirtschaftens, das durch ihre Go-
vernance bestimmt wird, einen Beitrag zum Angebot globaler öffentlicher 
Güter leistet und globale öffentliche „bads“ reduziert.  

4.4 Gründung globaler oder lokaler Genossenschaften  
zum Wissenstransfer über globale Güter 

Genossenschaften auf der globalen oder auf der lokalen Ebene können als 
ihren expliziten Zweck der Zusammenarbeit haben, das Wissen über globale 
öffentliche Güter und ihre effektive Organisation und über die einzelwirt-
schaftlichen Auswirkungen zu erhöhen, zu verbreiten, entsprechende Bera-
tungen durchzuführen und Projekte zu organisieren. Dieses Wissen ist heute 
äußerst schwach ausgeprägt (Brousseau/Dedeurwaerdere/Siebenhüner 
2012), was zu einer eingeschränkten Sensibilisierung vieler Gesellschafts-
mitglieder führt. Auch mit diesem Zweck können sich Bürgergenossenschaf-
ten, Unternehmensgenossenschaften sowie andere Partner zusammenfin-
den. Der Geschäftszweck der Genossenschaft kann dabei ein mehr ideeller 
sein und vor allem den Abbau von Informationsasymmetrien, z.B. über die 
Organisation des Erfahrungsaustausches zum Inhalt haben oder er kann in 
der Projektorganisation und -finanzierung bestehen und dabei versuchen 
auch die Projektfinanzierung sicherzustellen. Einige solcher Genossenschaf-
ten existieren bereits: Als ein Beispiel sei die Genossenschaft „fairPla.net“ 
genannt: „Wir wollen die Folgen falschen Wirtschaftens nicht durch Spenden 
abmildern, sondern durch verantwortungsbewusstes Wirtschaften Umwelt-
schäden und Ungerechtigkeit von vornherein vermeiden. Dafür brauchen wir 
ein wirtschaftlich tragfähiges Gemeinschafts-Unternehmen von Menschen 
aus dem Norden und Süden unseres Planeten“ (vgl. fairPla.net).  
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4.5 Entwicklungspartnerschaften mit  
genossenschaftlichen Know-how-Transfer  

Daran und an 4.3 knüpft eine fünfte Möglichkeit genossenschaftlicher Aktivi-
täten an, die die Gründung von Genossenschaften im Rahmen von Entwick-
lungspartnerschaften zum Inhalt hat. Globale öffentliche Güter in einem weit 
definierten Sinne können dann geschaffen werden, wenn Menschen das 
Know-how zur Selbsthilfe und zum Selbstmanagement in Form von genos-
senschaftlichen Kooperationen vermittelt wird. Solche Partnerschaften bein-
halten nicht nur die Vermittlung des unternehmerischen Konzepts einer Ge-
nossenschaft, sondern auch die Unterstützung in der Schaffung rechtlichen 
Rahmenbedingungen, z.B. eines Genossenschaftsgesetzes, und der institu-
tionellen Voraussetzungen, z.B. des Aufbaus von Aus- und Weiterbildungs-
systemen, die Menschen in die Lage versetzen, das Management von Ge-
nossenschaften auszuüben. Solche Aktivitäten betreffen das Zusammenwir-
ken von Entwicklungshilfe und globaler öffentlicher Güter. Der Aufbau von 
genossenschaftliche Strukturen in sich entwickelnden Ökonomien kann un-
mittelbar bewirken, dass manche globalen öffentlichen Güter in einem hinrei-
chenden Ausmaß zur Verfügung gestellt werden. Dies gilt vor allem auch für 
die politisch definierten globalen öffentlichen Güter wie z.B. jene des UN-
Millenniumsberichts. 
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